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1. Antrag  

Das Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Stralsund plant die Anpassung des Seekanals Rostock 

um 15 m tiefgehenden Massengutschiffen für Rohöl, Kohle, Eisenerz und Getreide die Zufahrt 

zum Seehafen Rostock zu gewährleisten.  

Im Bereich des Vorhabens werden gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 Bundesnaturschutz-

gesetz (BNatSchG) teilweise erheblich beeinträchtigt sowie teilweise bzw. vollständig zerstört. 

Hierbei handelt es sich um: 

 Großlaichkrauttauchfluren (NAU) im Bereich der Wendeplatten und 

 Becken mit Schlicksubstraten der Ästuarien (NAT) im Bereich der Norderweiterung der 

Zufahrt zum ÖL- und Chemiehafen. 

Beide Biotope sind nach § 30 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG als Teil von Bodengewässern mit Verlan-

dungsbereichen geschützt.  

Daher muss im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens eine Ausnahme von den Bestimmun-

gen des § 30 BNatSchG gem. § 30 Abs.3 BNatSchG oder eine Befreiung gem. § 67 Abs.1 Nr. 1 

BNatSchG erteilt werden. Da keine ausreichenden Flächen zur Verfügung stehen um einen Aus-

gleich zu erzielen, der für eine Ausnahmegenehmigung erforderlich wäre, muss vorliegend eine 

Befreiung von den Verboten des § 30 BNatSchG gem. § 67 Abs.1 Nr.1 BNatSchG gewährt wer-

den, um das Vorhaben umsetzen zu können. Gem. § 67 Abs.1 Nr.1 BNatSchG kann von Geboten 

und Verboten des BNatSchG auf Antrag Befreiung gewährt werden, wenn dies aus Gründen des 

überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art 

notwendig ist.  

 

Das Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt stellt daher gem. § 67 Abs.1 Nr. 1 BNatSchG  

 
den Antrag auf Befreiung von den Verboten des § 30 BNatSchG für alle  
im Rahmen des Vorhabens „Anpassung Seekanal Rostock“ erheblich be-
einträchtigten bzw. zerstörten Biotope gemäß § 30 BNatSchG.  
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2. Gebietsbeschreibung und Vorhaben 

Detaillierte Gebiets- und Vorhabenbeschreibungen sind den Planunterlagen für die Anpassung 

des Seekanals Rostock zu entnehmen. Nachstehende Ausführungen, insbesondere der techni-

schen Beschreibung, konzentrieren sich auf den Bereich der erheblichen Beeinträchtigungen 

nach § 30 BNatSchG geschützter Biotope (Innenbereich des Ausbauvorhabens). 

 

2.1 Gebietsbeschreibung  

Die Unterwarnow ist das Ästuar des Flusses Warnow und erstreckt sich vom Mühlendammwehr 

in Rostock bis zu den Schutzmolen in Warnemünde, wo sie in die Mecklenburger Bucht mündet. 

Hydrologisch ist sie eine Bucht der Ostsee.  

Im westlich verlaufenden südlichen Teil der Unterwarnow befinden sich der Rostocker Stadthafen 

und die Altstadt von Rostock, am nördlichen Ufer der Rostocker Stadtteil Gehlsdorf. Im weiteren 

Verlauf wendet sich die Unterwarnow nach Norden. Dort befindet sich am westlichen Ufer der 

Rostocker Fracht- und Fischereihafen.  

Nördlich von Oldendorf beginnt auf dem östlichen Ufer das Gebiet des Rostocker Seehafens. Bei 

Warnemünde verbreitert sich das Ästuar im sog. Breitling auf bis zu drei Kilometer. Vom südlichen 

Breitling gehen die fünf Hafenbecken des Seehafens Rostock ab (Becken A bis C, der Ölhafen 

und der Chemiehafen). Im nördlichen Teil des Breitlings liegt der Marinehafen Warnemünde.  

Der Seekanal bei Warnemünde stellt die Verbindung des Breitlings in die Ostsee dar. Seine heu-

tige Solltiefe beträgt -14,50 m NHN.  

Das Rostocker Revier beginnt für einlaufende Schiffe mit dem Passieren der Ansteuerungstonne 

Rostock ca. 13 km vor Warnemünde. Die seewärtige Zufahrt des Hafens Rostock erfolgt über 

den etwa 11,4 km langen Abschnitt des Seekanals und über die sich anschließende ca. 1,7 km 

lange Zufahrt zum Öl- und Chemiehafen mit 2 Wendeplatten.  

Auf Grund von unterschiedlichen Seegangsbedingungen wird das Rostocker Revier in einen In-

nen- und einen Außenbereich unterteilt. Die Trennlinie verläuft kurz hinter den Molen einlaufend 

etwa in Höhe der Fährtasche (vgl. Abb. 1). 
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Abb. 1:   Übersicht über den gesamten Vorhabenbereich 
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2.1 Technische Beschreibung des Vorhabens 

Ziel der Anpassung der seewärtigen Zufahrt zum Seehafen Rostock ist es, 15 m tiefgehenden 

Massengutschiffen für Rohöl, Kohle, Eisenerz und Getreide die Zufahrt zum Hafen zu gewähr-

leisten bzw. für bereits verkehrende Schiffe eine bessere Auslastung zu ermöglichen. Maßge-

bend für die Festlegung des künftig erforderlichen Maximaltiefganges ist das 15 m tiefgehende 

„Ostseeschiff“ (Baltic-Max-Klasse). Diese Vorgabe stellt die Endausbaustufe hinsichtlich der Tiefe 

dar, da größere Schiffe nicht in die Ostsee einfahren können. Die Anpassung der Fahrrinnentiefe 

für das 15 m tief gehende „Ostseeschiff“ hat zum Ziel, den sich aus der Verwendung größerer 

Schiffseinheiten möglichen volkswirtschaftlichen Nutzen umzusetzen (WSA, 2019). 

Trassierung 

Der geradlinige Verlauf des Rostocker Seekanals sowie die Zufahrt zum Öl- und Chemiehafen 

bleiben auch bei der geplanten Vertiefung erhalten. Die Fahrrinne der Zufahrt zum Öl- und Che-

miehafen zwischen der Großen und der Kleinen Wendeplatte wird um 20 m in nördliche Richtung 

verbreitert. Die Achse verbleibt in der bisherigen Lage (WSA, 2017a). 

Kurven sind auf den Streckenabschnitten weiterhin nicht vorhanden. Der Richtungswechsel von 

ca. 90° von der Fahrrinne des Seekanals zur Fahrrinne der Zufahrt zum Öl- und Chemiehafen 

sowie zum Ölhafenbecken erfolgt über die Große Wendeplatte nördlich der Hafenbecken A und 

B sowie im weiteren Verlauf über die Kleine Wendeplatte zum Ölhafenbecken (WSA, 2019). 

Fahrrinnentiefe 

Innerer Bereich (km 5,9 bis km 2,0 (Abb. 2): 

Im inneren Bereich zwischen km 5,9 und km 4,0 liegt die nautisch erforderliche Solltiefe bei NHN 

-16,60 m. Auf der Strecke von km 4,0 bis km 2,0, welche die Zufahrt zum Öl- und Chemiehafen 

von der Großen zur kleinen Wendeplatte beschreibt, ist eine nautische Solltiefe von NHN -16,10 

m erforderlich. Für die umweltrelevanten Auswirkungen ist zusätzlich ein Vorhaltemaß von 0,40 

m zu berücksichtigen, so dass die Sohltiefen von NHN -17,00 m und NHN -16,50 m für die jewei-

ligen Bereiche zu betrachten sind (WSA, 2019). Die Wendebecken bleiben in ihrem jeweiligen 

Durchmesser von 500 m (Große Wendeplatte) und 350 m (Kleine Wendeplatte/ Ölhafenwende-

platte) auch bei der Vertiefung erhalten. Durch die gleichbleibenden Durchmesser werden die 

vorhandenen Böschungen jeweils um 2 m vertikal vertieft und um ca. 4 m horizontal erweitert 

(WSA, 2019). 

Fahrrinnenbreite 

In der festgelegten Ausbauvariante, mit Verlängerung der Böschung, verringert sich die Sohl-

breite in einem Verhältnis 1:2 zur Vertiefung (WSA, 2019). Die Fahrwasserbreite des Seeka-nals 

weitet sich seewärts mit Beginn ab km 6,8 von ca. 112 m bis zum km 15,1 konisch zu einer Breite 

von 210 m auf (WSA, 2019). Ab km 6,8 verlaufen die Fahrwasserränder des Seekanals in Rich-

tung Hafen parallel mit einer Sohlbreite von 112 m bis zur Großen Wendeplatte (WSA, 2019). Die 

Fahrrinne zwischen der Großen Wendeplatte und der Ölhafenwendeplatte wird um ca. 20 m in 

Richtung Norden erweitert, um den im Ergebnis der Schiffsführungssimulation erforderlichen Ma-

növrierraum von 135 m zu erreichen (WSA, 2019). 
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Böschungsneigung 

Die Böschungsneigung von 1:2 bleibt im Außen- und Innenbereich erhalten, wobei die Bö-schun-

gen im Bereich der Wendeplatten nach außen verschoben werden, um die Durchmesser der 

Wendeplatten von 500 m bzw. 350 m auch nach der Vertiefung beizubehalten (WSA, 2019). 
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Abb. 2: Übersicht zum Innenbereich des Vorhabens mit Zufahrt zum Öl- und Chemiehafen, 

Großer Wendeplatte und Ölhafen-Wendeplatte (Kleiner Wendeplatte) 
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3. Begründung des Antrags 

3.1 Atypischer, singulärer Einzelfall 

Voraussetzung der Befreiung gem. § 67 Abs.1 Nr.1 BNatSchG ist das Vorliegen einer atypischen 

Ausnahmesituation (Lau in: Frenz/ Müggenborg, BNatSchG Kommentar, 2. Aufl., 2016, § 67 Rn 

4 m. w .N.). Der Forderung eines nicht vorhergesehenen, atypischen Einzelfalls ist dem Gedan-

ken geschuldet, dass eine Befreiungsmöglichkeit nicht dazu führen darf, die verordnungsrechtli-

che Bindung durch eine großzügige Befreiungspraxis zu umgehen. Die Befreiungsmöglichkeit 

dient dazu einer rechtlichen Unausgewogenheit zu begegnen, die sich ergeben kann, wenn auf-

grund der besonderen Umstände des jeweiligen Einzelfalls der Anwendungsbereich einer Vor-

schrift und deren materielle Zielrichtung nicht miteinander übereinstimmen. In derartigen Fällen 

soll der generelle und damit zwangsläufig auch schematische Geltungsanspruch der Vorschrift 

zugunsten der Einzelfallgerechtigkeit durchbrochen werden können (Sauthoff in: Schlacke, GK- 

BNatSchG, 2. Aufl., 2016 Rn 13, BVerwG Beschl. v. 14.09.2002- 4 B 12/02, NUR 2003, 351). Die 

vorausgesetzte Atypik muss sich jeweils im Hinblick auf den einzelnen Befreiungstatbestand er-

geben (ders. Rn 13). Das Bundesverfassungsgericht hat bereits in den Jahren 1997 (vgl. dazu 

BVerwG, Urteil vom 18. Juni 1997 - BVerwG 4 C 3.95) und 2005 (BVerwG 9 VR 41.04, Rn 36) 

bezüglich einer Umgehungsstraße festgestellt, dass der Neubau einer Umgehungsstraße durch 

ein Landschaftsschutzgebiet regelmäßig ein "atypisches und zugleich singuläres Vorhaben" dar-

stellt.  

Bei der Unterschutzstellung von Biotopen iSd. § 30 BNatSchG ist vorab nicht erkennbar wie sich 

die Biotope räumlich verteilen. Letztlich wird dies erst in der naturschutzfachlichen Betrachtung 

des Einzelfalls im Rahmen einer naturschutzfachlichen Untersuchung sichtbar. Daher wäre es 

rechtlich unausgewogen, den Schutz des § 30 BNatSchG ohne Möglichkeit der Einzelfallgerech-

tigkeit, also der Anerkennung eines atypischen Einzelfalls, anzuwenden. Ein atypischer Fall kann 

umso eher angenommen werden, je allgemeiner die naturschutzrechtliche Regelung gefasst ist 

(Sauthoff in: Schlacke, GK- BNatSchG, 2. Aufl., 2016 Rn 13). Bei § 30 BNatSchG handelt es sich 

um eine sehr weit gefasste Regelung, da letztlich im Gegensatz zu der Ausweisung eines Land-

schaftsschutzgebietes die Regelung immer dann greift, wenn ein Biotop sich tatsächlich im un-

tersuchten Bereich befindet. Nach § 30 Abs.2 Nr.6 BNatSchG gehören Boddengewässer mit Ver-

landungsbereichen zu den geschützten Biotopen, die an der Ostseeküste Mecklenburg Vorpom-

merns sehr häufig vorkommen. Mit der Einordnung der Boddengewässer mit Verlandungsberei-

chen in die geschützten Biotope werden alle Lebensräume in räumlich großer Ausdehnung unter 

Schutz gestellt, unabhängig von der tatsächlichen Ausprägung/ Schutzwürdigkeit oder Seltenheit 

einzelner Biotoptypen ohne räumlichen Bezugspunkt. Stellt ein Infrastrukturvorhaben wie z.B. 

Straßen, Eisenbahn- und Energiefreileitungsbau ein nach dem Bundesverwaltungsgericht in 

ständiger Rechtsprechung atypisches und zugleich singuläres Ereignis dar, muss dieses auch für 

ein Streckeninfastrukturvorhaben im aquatischen Bereich gelten, das der Anpassung des Seeka-

nals Rostock. Bezogen auf den jeweiligen Raum ist die Anpassung einer Wasserstraße als sin-

guläres Vorhaben einzustufen. 
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3.2 Umfang der erheblichen Beeinträchtigung 

Von dem Vorhaben sind folgende nach § 30 BNatSchG gesetzlich geschützte Biotope von einer 

Zerstörung bzw. sonstigen erhebliche Beeinträchtigung gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG betroffen: 

 Großlaichkrauttauchfluren (NAU) im Bereich der Wendeplatten und 

 Becken mit Schlicksubstraten der Ästuarien (NAT) im Bereich der Norderweiterung der 

Zufahrt zum Öl- und Chemiehafen. 

Beide Biotope sind nach § 30 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG als Teil von Bodengewässern mit Verlan-

dungsbereichen geschützt. 

 

Abb. 3: Lage der erheblich beeinträchtigten Biotope 

 

Großlaichkrauttauchfluren (NAU) 

Durch die Erweiterung der Fahrrinne zwischen der Großen Wendeplatte und der Ölhafenwende-

platte um ca. 20 m nach Norden wird der Biotoptyp „Großlaichkrauttauchflur“ (NAU) erheblich 

beeinträchtigt. Das Abgraben der Böschung in diesem Bereich führt zu einem vollständigen und 

dauerhaften Verlust dieser Makrophytenlebensgemeinschaft. Aufgrund der Vertiefung ist eine 
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Wiederbesiedlung mit Großlaichkrauttauchfluren nicht möglich. Allerdings wird eine Wiederbe-

siedlung durch Ersatzlebensgemeinschaften schlickiger Habitate erfolgen. Die Fläche des Bio-

topverlustes beträgt 0,06 ha. 

Becken mit Schlicksubstraten der Ästuarien (NAT) 

Die Norderweiterung der Zufahrt zum Ölhafen und der Ölhafenwendeplatte führt zu einem nahezu 

vollständigen aber nicht dauerhaften Verlust der Lebensgemeinschaft des Biotoptyps „Becken 

mit Schlicksubstraten der Ästuarien“ (NAT). Das Makrozoobenthos findet in den oberen Bö-

schungsbereichen dieselben Lebensraumbedingungen wie vor dem Eingriff wieder. Schlicksub-

strat wird aus den umgebenden Sedimenten wieder eindriften, so dass die Lebensraumbedin-

gungen teilweise erhalten bleiben. Nach Beendigung der Baggerarbeiten wird eine Wiederbe-

siedlung direkt aus den unmittelbar angrenzenden Lebensräumen einsetzen. Die Dauer der Wie-

derbesiedlung wird nach MariLim (2014) mit 2,5 Jahren abgeschätzt. Die Eingriffsfläche beträgt 

1,44 ha.  

Durch die Baumaßnahme werden marine Biotope auf einer Fläche von insgesamt ca. 1,5 ha 

beeinträchtigt, wobei es sich überwiegend um Becken mit Schlicksubstraten der Ästuarien (NAT) 

handelt, deren Funktion für den Naturhaushalt teilweise erhalten bleibt. Kleinflächig gehen Teile 

von Großlaichkraut-Tauchfluren der Ästuarien (NAU) verloren.  

 

3.3 Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses 

Gemäß § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann von den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG auf 

Antrag eine Befreiung gewährt werden, wenn dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen 

Interesses einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art notwendig ist. Zum Spektrum 

der recht weit gefassten öffentlichen Interessen gehört z.B. der Bau neuer Verkehrswege (Gel-

lermann in: Landmann/ Rohmer, Umweltrecht Kommentar, Band II, § 67 BNatSchG, Rn 11, Stand 

2015). Ebenso liegen die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung einer Region und die Schaf-

fung von Arbeitsplätzen im öffentlichen Interesse (ders. § 67 BNatSchG, Rn 11). Mit der Anpas-

sung des Seekanal Rostock für Frachtschiffe mit einem Tiefgang bis zu 15 m soll die Attraktivität 

und Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Rostocker Hafen gestärkt werden. Hinzu 

kommen die Erhaltung und Verbesserung des Verkehrsflusses sowie die Verbesserung der über-

regionalen Verkehrsverbindungen. Nur ein attraktiver Hafenstandort kann die Schaffung und Er-

haltung von Arbeitsplätzen gewährleisten. Höhere Umschlagsmengen unter Berücksichtigung 

der weltweiten Größenentwicklung der Schiffe sind dafür eine Voraussetzung. Mit der geplanten 

Anpassung des Seekanals wird die Endausbaustufe für den Seehafen Rostock erreicht. Das Be-

messungsschiff entspricht der Baltimax-Klasse von Schiffen, die mit einer Tragfähigkeit von ca. 

120.000 tdW und einem maximalen Tiefgang von 15 m die Ostsee erreichen beziehungsweise 

verlassen können.  

Die Bedeutung des Vorhabens ergibt sich ebenfalls aus der Aufnahme in den Bundesverkehrs-

wegeplan und der Entscheidung des Gesetzgebers die Anpassung des Seekanal Rostock als 

Vorhaben Nr. 11 des Abschnitts 2 (Neue Vorhaben des vordringlichen Bedarfs) in die Anlage zu 

§ 1 Abs.1, in das Wasserstraßenausbaugesetz aufzunehmen. Ob eine Maßnahme aus überwie-
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genden öffentlichen Interessen zuzulassen ist, kann unabhängig davon, wer sich auf den Befrei-

ungstatbestand beruft, nur das Ergebnis einer Abwägungsentscheidung – im Sinne einer bilan-

zierenden Gegenüberstellung der jeweils zu erwartenden Eingriffe und Folgen – sein (Sauthoff 

in: Schlacke, GK- BNatSchG, 2. Aufl., 2016 Rn 18). Zu den entgegenstehenden öffentlichen Be-

langen gehören die beeinträchtigten Belange von Naturschutz und Landschaftspflege, vorliegend 

die Zerstörung bzw. Beeinträchtigung von nach § 30 BNatSchG geschützten Biotopen. Durch das 

Vorhaben werden 0,06 ha des Biotoptyps NAU zerstört und 1,44 ha des Biotoptyps NAT erheblich 

beeinträchtigt. Allein in der direkten Umgebung der Baggermaßnahme kommen diese Biotopty-

pen in identischer Ausprägung auf 114 ha vor. Vor dem Hintergrund der flächenmäßig sehr ge-

ringen Beeinträchtigung geschützter Biotope überwiegen die Interessen an einer langfristig gesi-

cherten zukunftsfähigen Strandortentwicklung des Seehafens Rostock.  

 

4. Zusammenfassung 

Das Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Stralsund plant die Anpassung des Seekanals Rostock, 

um 15 m tiefgehenden Massengutschiffen für Rohöl, Kohle, Eisenerz und Getreide die Zufahrt 

zum Seehafen Rostock zu gewährleisten.  

Im Bereich des Vorhabens werden gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 Bundesnaturschutz-

gesetz (BNatSchG) teilweise erheblich beeinträchtigt sowie teilweise bzw. vollständig zerstört. 

Hierbei handelt es sich um: 

 Großlaichkrauttauchfluren (NAU) im Bereich der Wendeplatten und 

 Becken mit Schlicksubstraten der Ästuarien (NAT) im Bereich der Norderweiterung der 

Zufahrt zum ÖL- und Chemiehafen. 

Beide Biotope sind nach § 30 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG als Teil von Bodengewässern mit Verlan-

dungsbereichen geschützt.  

Daher muss im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens eine Ausnahme von den Bestimmun-

gen des § 30 BNatSchG gem. § 30 Abs. 3 BNatSchG oder eine Befreiung gem. § 67 Abs. 1 Nr. 

1 BNatSchG erteilt werden. 

Durch die Baumaßnahme werden marine Biotope auf einer Fläche von insgesamt ca. 1,5 ha 

beeinträchtigt, wobei es sich überwiegend um Becken mit Schlicksubstraten der Ästuarien (NAT) 

handelt, deren Funktion für den Naturhaushalt teilweise erhalten bleibt. Kleinflächig gehen Teile 

von Großlaichkraut-Tauchfluren der Ästuarien (NAU) verloren. 

Die Voraussetzung für eine Befreiung von den Verboten nach § 30 Abs. 2 BNatSchG gemäß  

§ 67 Abs. 1 Nr. 1 liegen vor. 

Stellt ein Infrastrukturvorhaben wie z.B. Straßen, Eisenbahn- und Energiefreileitungsbau ein nach 

dem Bundesverwaltungsgericht in ständiger Rechtsprechung atypisches und zugleich singuläres 

Ereignis dar, muss dieses auch für ein Streckeninfastrukturvorhaben im aquatischen Bereich gel-

ten, das der Anpassung des Seekanals Rostock. Bezogen auf den jeweiligen Raum ist die An-

passung einer Wasserstraße als singuläres Vorhaben einzustufen.  



 

 

 Umwel tschutz  
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Gemäß § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann von den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG auf 

Antrag eine Befreiung gewährt werden, wenn dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen 

Interesses einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art notwendig ist. Zum Spektrum 

der recht weit gefassten öffentlichen Interessen gehört z.B. der Bau neuer Verkehrswege (Gel-

lermann in: Landmann/ Rohmer, Umweltrecht Kommentar, Band II, § 67 BNatSchG, Rn 11, Stand 

2015). Ebenso liegen die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung einer Region und die Schaf-

fung von Arbeitsplätzen im öffentlichen Interesse (ders. § 67 BNatSchG, Rn 11). Vor dem Hinter-

grund der flächenmäßig sehr geringen Beeinträchtigung geschützter Biotope überwiegt das öf-

fentliche Interesse an einer langfristig gesicherten zukunftsfähigen Strandortentwicklung des 

Seehafens Rostock. 

 


